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Kleine Anfrage 

 

des Abgeordneten Bailey Wollenweber (AfD) 

 

Transparenz und Verfahrensführung beim Wasserschutzgebiet „Stollen Ale-
xandria“ 

 

Die Festsetzung des Wasserschutzgebiets „Stollen Alexandria“ in den Verbandsge-

meinden Bad Marienberg, Westerburg und Rennerod sorgt weiterhin für erhebliche 

Kritik seitens betroffener Ortsgemeinden und Bürger. Insbesondere die Ortsge-

meinde Höhn hat zwischenzeitlich ein Normenkontrollverfahren gegen die Rechtsver-

ordnung eingeleitet. Kritisiert werden unter anderem mangelnde Transparenz, die 

fehlende Offenlegung wesentlicher Gutachten sowie die Durchführung lediglich eines 

Online-Konsultationsverfahrens anstelle eines regulären Erörterungstermins. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

1. Welcher zeitliche Ablauf ergab sich zwischen der Fertigstellung der Endfassung 

des zur Festsetzung des Wasserschutzgebiets zugrunde liegenden hydrogeologi-

schen Gutachtens und dessen vollständiger Übermittlung an die betroffenen 

Kommunen? 

2. Aus welchen Gründen wurden maßgebliche Gutachten und Datengrundlagen den 

betroffenen Gemeinden nicht bereits im regulären Beteiligungsverfahren vollstän-

dig offengelegt? 

3. Warum erfolgte die Offenlegung maßgeblicher Gutachten nicht bereits unaufge-

fordert im Sinne eines transparenten Verwaltungsverfahrens? 
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4. Welche konkreten Gründe (insbesondere fachliche oder rechtliche) lagen vor, um 

den vorgesehenen Erörterungstermin durch ein Online-Konsultationsverfahren zu 

ersetzen? 

5. Welche alternativen Schutzgebietszuschnitte oder abgestuften Schutzmaßnah-

men wurden geprüft, um die Eingriffe in Eigentumsrechte sowie die kommunale 

Planungshoheit möglichst gering zu halten? 

6. Auf welcher Rechtsgrundlage wurden bereits vor Abschluss des Festsetzungsver-

fahrens Einschränkungen bei Bau-, Genehmigungs- oder Planungsverfahren gel-

tend gemacht? 

7. Inwiefern sieht die Landesregierung angesichts des anhängigen Normenkontroll-

verfahrens Veranlassung, die Rechtmäßigkeit des bisherigen Verfahrensablaufs 

sowie die Transparenz- und Beteiligungspraxis der SGD Nord intern überprüfen 

zu lassen? Bitte die Antwort begründen. 

 

Bailey Wollenweber 

 


